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S a t z u n g  
über die Abwasserbeseitigung und den Anschluss 

an die dezentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 
der Gemeinde Lilienthal 

 
 

Abwasserbese i t igungssatzung  
 
Aufgrund der §§ 6, 8 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fas-
sung vom 22.06.1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.09.1993 (Nds. GVBl. S. 359) in Verbindung mit den §§ 148 und 149 des Nds. Was-
sergesetzes in der Fassung vom 20.08.1990 (Nds. GVBl. S. 371), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 10.11.1995 (Nds. GVBl. S. 425), hat der Rat der Gemeinde Lilienthal in sei-
ner Sitzung vom 17.06.1996 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

I.  Allgemeine Bestimmungen 
 

§  1 
Allgemeines 

 
1. 

2. 

3. 

4. 

1. 

2. 

3. 

Die Gemeinde Lilienthal betreibt nach Maßgabe dieser Satzung zur Beseitigung des in 
ihrem Entsorgungsgebiet anfallenden Abwassers (Schmutzwasser) eine rechtlich selb-
ständige Anlage zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung als öffentliche Einrich-
tung. 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr 
und Behandlung von Abwasser einschließlich Fäkalschlamm (dezentrale Abwasseran-
lage). 

Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vor-
nehmen lassen. 

Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer 
Herstellung, Erweiterung und Sanierung bestimmt die Gemeinde im Rahmen der ihr 
obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. 

 
 

§  2 
Begriffsbestimmungen 

 
Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst die Beseitigung des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten 
Abwassers. 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne. 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung, 
soweit sie nicht Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage sind. 

4. Zur dezentralen öffentlichen Abwasseranlage gehören alle Vorkehrungen und Einrich-
tungen für Abfuhr und Behandlung von Abwasser aus abflusslosen Gruben und aus 
Kleinkläranlagen einschließlich Fäkalschlamm außerhalb des zu entwässernden 
Grundstücks. 

5. Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den Grundstückseigentümer beziehen, 
gelten die Regelungen entsprechend auch für Erbbauberechtigte und solche Personen, 
die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche Anlage oder ein Grundstück ausüben. 
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§  3 

Anschlusszwang 
 

1. 

2. 

3. 

1. 

2. 

3. 

Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, sein Grundstück nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald auf 
seinem Grundstück Abwasser auf Dauer anfällt. 

Dauernder Anfall von Abwasser ist anzunehmen, sobald das Grundstück mit Gebäu-
den für den dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für ge-
werbliche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der Bebauung des Grundstücks 
begonnen wurde. 

Die Verpflichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss des Grundstückes an die 
dezentrale Abwasseranlage. 

 
 

§ 4 
Benutzungszwang 

 
Wenn und soweit ein Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, 
ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, alles anfallende Abwasser - sofern nicht eine 
Einleitungsbeschränkung nach § 8 gilt - der öffentlichen Abwasseranlage zur Verfügung 
zu stellen. 

 
 

§  5 
Entwässerungsgenehmigung 

 
Die Gemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung eine Genehmigung zum 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung (Entwässerungs-
genehmigung). 

Entwässerungsgenehmigungen sind vom Grundstückseigentümer schriftlich zu bean-
tragen (Entwässerungsantrag). 

Die Gemeinde kann Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtun-
gen der Grundstücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige verlangen, sofern 
das zur Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforderlich erscheint. Die Kos-
ten hat der Grundstückseigentümer zu tragen. 

4. Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und lässt diese unberührt. 
Sie gilt auch für und gegen die Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers. Sie er-
setzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder Betrieb der Grund-
stücksentwässerungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 

5. Die Gemeinde kann - abweichend von den Einleitungsbedingungen des § 8 - die Ge-
nehmigung unter Bedingungen und Auflagen sowie unter dem Vorbehalt des Wider-
rufs oder der nachträglichen Einschränkung oder Änderung erteilen. 

6. Die Gemeinde kann dem Grundstückseigentümer die Selbstüberwachung seiner 
Grundstücksentwässerungsanlage sowie die Verpflichtung zur Vorlage der Untersu-
chungsergebnisse auferlegen. Sie kann ferner anordnen, dass der Grundstückseigen-
tümer eine regelmäßige Überwachung durch die Gemeinde zu dulden und die dadurch 
bedingten Kosten zu erstatten hat. 
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§ 6 

Entwässerungsantrag 
 

1. 

2. 

Der Entwässerungsantrag ist bei der Gemeinde mit dem Antrag auf Baugenehmigung 
einzureichen, wenn die Entwässerungsgenehmigung wegen eines genehmigungs-
pflichtigen Bauvorhabens erforderlich wird. Bei allen anderen Vorhaben ist der Antrag 
einen Monat vor deren geplanten Beginn einzureichen. 

Der Antrag für den Anschluss an die dezentrale Abwasseranlage hat zu enthalten: 

a) Angaben über Art und Bemessung der Grundstücksentwässerungsanlage, 

b) Nachweis der wasserbehördlichen Einleitungserlaubnis für die Grundstücks- 
  entwässerungsanlage, 

c) einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschließenden Grundstücks im 
   Maßstab nicht kleiner als 1 : 500 mit folgenden Angaben: 

 - Straße und Hausnummer 

 - vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Grundstück 

 - Lage der Kleinkläranlage bzw. Sammelgrube 

 - Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb des Gebäudes mit Schächten 

 - Anfahr- und Entleerungsmöglichkeit für das Entsorgungsfahrzeug. 

3. Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen Linien darzustellen. Später auszufüh-
rende Leitungen sind zu punktieren. Dabei sind vorhandene Anlagen schwarz, neue 
Anlagen rot und abzubrechende Anlagen gelb kenntlich zu machen. 

 Die für Prüfungsvermerke bestimmte grüne Farbe darf nicht verwendet werden. 
 
 

§  7 
Einleitungsbedingungen 

 
1. Für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage gelten die in Abs. 2 - 4 geregelten 

Einleitungsbedingungen. 

2. Alle Abwässer dürfen nur in die Grundstücksentwässerungsanlage eingeleitet werden. 

3. In die öffentlichen Abwasseranlagen dürfen solche Stoffe nicht eingeleitet werden, die 

 - giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder Gase bilden, 

 - Bau- und Werkstoffe in stärkerem Maße angreifen sowie 

 - die Abwasserreinigung oder die Schlammbeseitigung erschweren. 

  Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe: 

  Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, Treber, Hefe, Borsten, Lederres-
te; 

  Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u.ä. (diese Stoffe dürfen auch in zer-
kleinertem Zustand nicht eingeleitet werden); 

  Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und spä-
ter erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen; 

  Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut und Molke; 

  Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder die die Ölabschei-
dung verhindern, 

  Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich 
des durch diese Stoffe verunreinigten Waschwassers; 
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  Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,5 - 10), chlorierte Kohlenwasserstof-
fe, Phosgen, Schwefelwasserstoff; Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure so-
wie deren Salze; Carbide, die Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe. 

 
 

II.  Besondere Vorschriften 
 

§  8 
Bau und Betrieb 

 
1. Die Grundstücksentwässerungsanlagen (abflusslose Gruben, Kleinkläranlagen) sind 

vom Grundstückseigentümer gem. DIN 1986 und DIN 4261 (Klein-Kläranlagen, An-
wendung, Bemessung, Ausführung und Betrieb) zu errichten und zu betreiben. 

2. Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind so anzulegen, dass das Entsorgungsfahr-
zeug ungehindert an- und abfahren und die Grundstücksentwässerungsanlage ohne 
weiteres entleert werden kann. 

 
 

§  9 
Überwachung 

 
1. Der Gemeinde oder ihren Beauftragten ist zur Prüfung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage oder zur Beseitigung von Störungen sofort und ungehindert Zutritt zu 
dieser Anlage und zu den Abwasseranfallstellen zu gewähren. Sie sind berechtigt, 
notwendige Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleiten-
de Abwasser zu überprüfen und Proben zu entnehmen. 

2. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle zur Prüfung der Grundstücksentwäs-
serungsanlage geforderten Auskünfte zu erteilen. 

 
 

§  10 
Entleerung 

 
1. Die abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen werden von der Gemeinde oder 

ihren Beauftragten regelmäßig entleert bzw. entschlammt. Zu diesem Zweck ist der 
Gemeinde oder ihren Beauftragten ungehindert Zutritt zu gewähren. Das anfallende 
Abwasser bzw. der anfallende Fäkalschlamm werden einer Behandlungsanlage zuge-
führt. 

2. Im einzelnen gilt für die Entleerungshäufigkeit: 

a) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf geleert. Der Grundstückseigentümer 
 ist verpflichtet, rechtzeitig - mindestens eine Woche vorher - bei der Gemeinde die 
 Notwendigkeit einer Grubenentleerung anzuzeigen. 

b) Kleinkläranlagen werden bei Bedarf entschlammt, wobei in der Regel jedoch  
 Mehrkammer-Absetzgruben einmal jährlich und Mehrkammer-Ausfaulgruben in  
  zweijährigem Abstand zu entschlammen sind. 
 
3. Die Gemeinde oder ihre Beauftragten geben die Entsorgungstermine bekannt. Die 

Bekanntgabe kann öffentlich geschehen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
alle Vorkehrungen zu treffen, damit die Entsorgung zum festgesetzten Zeitpunkt er-
folgen kann. 
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III.  Schlussvorschriften 
 

§  11 
Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 

 
Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Beauftragten der Gemeinde 
oder mit Zustimmung der Gemeinde betreten werden. Eingriffe an öffentlichen Abwas-
seranlagen sind unzulässig. 
 
 

§  12 
Anzeigepflichten 

 
1. Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges ( § 3 Abs. 1 

), so hat der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

2. Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der bisherige Eigentümer die 
Rechtsänderung unverzüglich der Gemeinde schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise 
ist auch der neue Eigentümer verpflichtet. 

3. Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern (z. B. bei Produktionsum-
stellungen), so hat der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Gemeinde mit-
zuteilen. 

 
 

§  13 
Befreiungen 

 
1. Die Gemeinde kann von den Bestimmungen in §§ 5 ff. - soweit sie keine Ausnahmen 

vorsehen - Befreiung erteilen, wenn die Durchführung dieser Bestimmungen im Ein-
zelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

2. Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. 
Sie steht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 

 
 

§  14 
Haftung 

 
1. Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln 

entstehen, haftet der Verursacher. Ferner hat der Verursacher die Gemeinde von al-
len Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte in diesem Zusammenhang gegen die 
Gemeinde geltend machen. 

2. Wer entgegen § 11 unbefugt Einrichtungen von Abwasseranlagen betritt oder Eingrif-
fe an ihnen vornimmt, haftet für entstehende Schäden. 

3. Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die der 
Gemeinde durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, 
ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. 

4. Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 

5. Wenn bei der dezentralen Entsorgung trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung oder 
Entschlammung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnot-
wendiger anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspätet durchgeführt werden kann 
oder eingeschränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der Grundstückseigentümer 
keinen Anspruch auf Ersatz eventuell dadurch bedingter Schäden. 
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§  15 

Zwangsmittel 
 

1. 

2. 

3. 

1. 

1. 

2. 

Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie 
verstoßen wird, kann nach § 70 des Nds. Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 
02.06.1982 (Nds. GVBL. S. 139) in Verbindung mit den §§ 42, 43 und 45 des Nds. 
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (SOG) vom 17. Nov. 1981 (Nds. 
GVBl. S. 347) - jeweils in der z. Z. gültigen Fassung - ein Zwangsgeld bis zu DM 
100.000,-- angedroht und festgesetzt werden. Dieses Zwangsmittel kann wiederholt 
werden, bis die festgestellten Mängel beseitig sind. 

Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger Androhung im Wege der Ersatz-
vornahme auf Kosten des Pflichtigen durchgesetzt werden. 

Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme werden im Verwaltungszwangs-
verfahren eingezogen. 

 
 

§  16 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 2 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) in der 
jeweils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

 
1. § 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öffentlichen Abwasseranlagen  

anschließen lässt; 

2. § 4 das bei ihm anfallende Abwasser nicht der öffentlichen Abwasseranlage zur  
Verfügung gestellt wird; 

3. dem nach § 5 genehmigten Entwässerungsantrag die Anlage ausführt; 

4. § 6 den Anschluss seines Grundstückes an die öffentliche Abwasseranlage nicht be- 
antragt; 

5. § 7 Abwasser einleitet, das einem Einleitungsverbot unterliegt; 

6. § 9 Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Grund- 
stücksentwässerungsanlage gewährt; 

7. § 10 Abs. 1 die Entleerung behindert; 

8. § 10 Abs. 2 die Anzeige der notwendigen Grubenentleerung unterlässt; 

9. § 11 die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr 
vornimmt; 

10.§ 12 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich erfüllt. 

2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu DM 100.000,-- geahndet wer-
den. 

 
 

§  17 
Gebühren 

 
Für die Benutzung der dezentralen öffentlichen Abwasseranlage werden Benutzungs-
gebühren nach besonderen Rechtsvorschriften erhoben. 

Für die Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanlagen werden Verwaltungs-
kosten nach der Verwaltungskostensatzung erhoben. 
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§  18 

Übergangsregelung 
 

1. 

2. 

Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach 
den Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 

Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben 
sind und das Grundstück noch nicht an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen ist, ist der Entwässerungsantrag gem. § 6 dieser Satzung spätestens zwei Monate 
nach ihrem Inkrafttreten einzureichen. 

 
 

§  19 
Hinweise 

 
Die Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung 
i.d.F. der 26. Lieferung 1992 (Verlag: Chemie GmbH, Weinheim) und die DIN-
Normblätter (erschienen in der Beuth-Vertrieb GmbH, Berlin und Köln), auf die in dieser 
Satzung Bezug genommen wird, sind bei der Gemeinde archivmäßig gesichert hinterlegt. 

 
 

§ 20 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Lilienthal, den 30. Juli 1996 
 
 
 
      Wesselhöft       Stormer 
        Bürgermeister       Gemeindedirektor 
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